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De u t 1 ch lan d. i noch erwähnt, die Verwaltung vom Staatsvermögen müſſe einzelnen Perſonen] die Ehre hatte, Beamter zu ſein, habe ich von jenen beſchrieenen Uebelſtänden 

O. k. C. Landt * anvertraut werden. Das kann für manche Fälle zugegeben werden, würde] nichts geſehen. ‚Der Geſchäftsgang iſt nicht fo ſchleppend, die Beamten küm⸗ 
N. We 4 ans= erh and (ungen. aber auch andererſeits wieder bedenklich ſein; für manche Verwaltungszweige] mern ſich allerdings um das Schulweſen, das ja ihre Hauptſorge iſt. Indem 
et Berlin, 27. November. vu a 100 1 Eine 1 Weich f * ich edge Fr] auch 10 Pole 10 Sache ſelbſt 3 Bel ich ka 5 jr 3 ne 

7 ung des en. iefer Beziehung nicht unbedingt im Princip der Meinung anſchließen, daß] Poſition für die neuen Stellen zu ertheilen iſt. Das Beiſpiel des Abgeordn. 

32 sung Hauſes der Abgeorbnet eine Umgeſtaltung durchaus nöthig ſei. Für einzelne Branchen, z. B. das] Krieger ſpricht gerade gegen ihn; wenn dort die betreffenden Beamten fo her⸗ 


10 Uhr. Die Tri ˖ | iniſtertiſch: f a N N i 
Faber v. 5. Den, Segen ann Affe d Nasen, ahte Steuerweſen, ift es allerdings zuzugeben; aber von ihm kann nicht auf die) vorragend politiſch thätig find, fo iſt es doch gerade wünſchenswerth, daß 
die Miniſter v. Selchow, Gr. Itzenplitz und v. Mähler. ! ganze Verwaltung geſchloſſen werden. Ich will durchaus nicht, daß der] dieſe Kräfte nicht zerſplittert werden, ſondern ungetheilt bleiben und ſich con⸗ 
Präſident v. Forckenbeck ernennt mit Zuſtimmung des Hauſes die Ab⸗ Gegenſtand an ſich einer ernten Erwägung entzogen wird, es iſt dies aber centriren. (Heiterkeit.) 5 ig 
eordneten Hafenclever und Reichenbeim zu Commiſſarien des Haufes eine bon den Angelegenheiten, von denen ich glaube, daß fie nicht fo abſolut Es mag ja richtig ſein, daß eine Beſſerung nöthig iſt; nur darf man 
fir event. Entgegennahme vertraulicher Mittheilungen der Regierung über den] im nächſten Jahre ihre zo finden können; das wird jo raſch nicht dann nicht den Grundſaz feſthalten, daß man keinen neuen Lappen auf ein 
Etat der Seehandlung. Man geht dann zur Tagesordnung, Fortſetzung der gehen. Der Abgeordnete für Berlin hat ſich bereit erklärt, wenn ein Schul | altes Kleid ſetzen fol, Es iſt unſere Aufgabe, das Möglichſte für den Zweck 
Pudgetdebatte, Etat des Finanzminiſteriums, Poſition 4: Penſionen und] geſetz vorgelegt würde, ſeine Zuſtimmung zu geben; das kann aber der Finanz- zu leiſten und wir ſollen deswegen die geringe Summe bewilligen. Ich 
ompertusin, N 2 . fe 8 22 ge Aaſbeſſrung de ed gr Ache . — Neal der Su bon ber 83 las greifen muß 0 die 
Abg. 0 eſagte geſetzliche Reauli ift, ſehen Sie daraus, daß im Etat zur Aufbeſſerung der Lehrergehälter die] Abtheilungsdirigenten werden concurriren und es einer dem andern zuvorzu⸗ 
1 se ee ten Summe von 200,000 Thlr. ausgeworfen iſt. Ich wollte Sie daher nur drin⸗ thun ſuchen, während jetzt immer Zeitmangel vorgeſchützt wird. Endlich möchte 
dusgearbeitet ſei und feine Einbringung nur an der allgemeinen Finanzlage gend bitten, ohne Rückſicht auf etwa zweckmäßig erſcheinende allgemeinere For⸗ ich bitten, mir folgende Bemerkung nicht übel zu nehmen. Es iſt in öffent⸗ 
Bedenken finde. Er ftellt den Antrag: derungen unter dieſen Verhältniſſen die Poſition zu genehmigen. lichen Blättern jetzt viel die Rede von einer gewiſſen pathologiſchen Selbſt⸗ 
„Das Haus der Abgeordneten wolle beschließen: die königl. Regierung] Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abgelehnt. r berläugnung der Budget⸗Commiſſion, bermöge deren fie, obwohl fie es gar 
wiederholt und dringend aufzufordern, das bereits längſt zugeſagte Sei we. Abg. Krieger (Goldap): Der Verſicherung des Herrn Miniſters, daß die nicht nöthig habe, ihre Vorberathungen fortſeze. Es hat das gewiß manches 
en Penſionirung der Civilbeamten, der Offiziere und Militärbeamten min, Regierung die Sache erſt gewiſſenhaft geprüft bat, hätte es nicht bedurft; es] Gute und es ift recht anzuerkennen, wenn die Herren ihre Zeit dem Fortgang 
eſtens in der nächſten Se ſion vorzulegen.“ wird gewiß hier Niemand fein, der ihr zumuthet, daß fie ibre Pflicht nicht der Sache widmen; aber es kann doch nicht Alles beſeitigen, was die Ders 
er Finanzminiſter: Der Antrag des Herrn Abg. Duncker iſt mir] hut. Aber auch wir haben dieſe Pflicht! Der Abgeordnete Graf Schwerin handlungen verschleppt. Es gehen dabei gewiſſe Anſichten jo in Fleiſch und 
gestern erſt fo ſpät zugegangen, daß ich eine Regierungsertlärung noch nickt hat dem Abgeordneten d. Unrub vorgehalten, daß er den Juſammenhang Blut der Betreffenden über, daß Sie hier 9 — und immer wieder gewiſſe 
abgeben kann. Große organische Geſetze hat die Regierung in der gegenwär⸗ zwichen deiſen Votum und Ausführung bermiſſe. Ich glaube doch, der war Anträge vorbringen wie der beufige iſt. . je n 
figen politiſchen Lage nicht in Angriff nehmen wollen, alſo auch nicht dieſe] leicht zu finden! Er rügt die ganze gegenwärtige Organiſation und bält es wiegenden Einfluß gewinnen, fo dankbar wir Alle den Herren gewiß für Ihre 
age, ich will fie aber gern in Anregung bringen. für wünſchenswerth, daß dieſe keine neuen Organe mehr erhalte, welche ihre ſchäßbare Kraft find. Herr lints. Bravo rechts) et 
er Antrag Duncker wird darauf mit großer Majorität angenom⸗ Fortdauer unterſtützen. Der Standpunkt des Abg. Richter iſt an ſich gewiß ultusminiſter v. Mähler: Ueber die Bewilligung für dieſe neuen 
men. Es folgt die Berathung der Poſition: Oberpräſidien und Re⸗ berechtigt. Wenn er aber dafür hält, daß die Regierung dieſe Summe bean⸗ Stellen iſt ſeit vier Jahren verhandelt. Der erſte Einwand dagegen wird 
giexungen. ſprucht zur Errichtung einer neuen dritten Abtheilung für Kirchen⸗ und Schul durch die Mißgriſſe der gegenwärtigen Verwaltung begründet, aber er kann 
Regierungscommiſſar Mölle weiſt als auf eine Hauptveränderung auff ſachen, b ift das doch nicht fo. Die Regierung verlangt dieſe Summe viel- nicht über die Sache 1 Mißgriffe können bei jeder Stelle vorkom⸗ 
die Schaffung zweier neuen Dirigentenſtellen bei den Regierungen] mehr zur Dotirung der beiden Ober⸗Regierungsrathsſtellen und die Frage men: damit aber, daß ein einzelner Beamter mit Recht oder Unrecht ange⸗ 
u Gumbinnen und Oppeln hin. Die Geſchäſte haben bei den beiden] dieſer Bewilligung liegt uns vor. Uebrigens iſt in Gumbinnen ſchon ſeit | griffen wird, iſt über das Inſtitut ſelber noch nicht das Urtheil g ſprochen. 
ehörden ſich fo gehäuft, daß nicht länger von dieſer Vermehrung Abftand [einigen Monaten dieſe dritte Abtheilung factiſch eingerichtet, ihre Einrichtung nders iſt es mit der inſtikutionellen Seite der Sache. Man hat eine mehr 
nebmen war. Er empfiehlt die Genehmigung des Capitels. auch durch das Amtsblatt publicirt und man ſcheint ſich mit den vorhandenen perſönliche Einwirkung als nothwendig hingeſtellt. Auch dieſe Frage laßt ſich 
Abg. v. Unruh hat die Streichung dieſer beiden Stellen beantragt. Die] Kräften ganz gut eingerichtet zu haben. Der frühere Dirigent der Abtheilung nicht im Augenblicke zum Austrage bringen. Ich weiß ſehr wohl, daß dieſe 
Denkſchrift, in welcher vie Regierung die Forderung begründet, beruft ſich] des Innern hat jetzt die Direction der neuen Abtheilung, ein Rath hat feine | Anſicht ſehr große und bedeutende Momente für ſich anführen kann: ich will, 
Auf das Organiſationsgeſetz vom 30. Aris 1818 und die Inſtruction vom] frühere Stelle und ein Dritter die Direction der anderen Abtbeilung. Das] was mein Reſſort anbetrifft, nur hinweiſen auf die betreffenden Einricktungen 
2. October 1817. Durch dieſe Geſetze wurde den Regierungen eine Autos gebt, wie es ſcheint, ganz gut. Zur Motivirung der Genehmigung der Po⸗ in Frankreich und England, wo keine Collegien, — — 5 
tat zugewieſen, beſonders durch ihre Einrichtung als einheitlich formirte [tion hat der Abg. Graf Schwerin geſagt, wer ein Herz hat für die ver⸗ mit ſehr ausgedehnter Gewalt für größere 8 — tung ausüben. 
Collegien, welche fie den Gerichten nahezu gleichſtellte. Schon 1825 verlor] mehrte Pflege des Schulweſens, der müſſe dieſe Pofition genehmigen. Nun, | Aber dieſer Frage näber zu treten kann unmöglich Aufgabe der gegenwärtigen 
ſic dieſer Charakter, indem man Abtheilungen ſchuf und jo die collegiale Na: | wir kümmern uns auch darum; aber gerade weil uns die Sache am Herzen Berathung jein; dieſe Verhältniſſe greifen fo tief in unſer ganzes Verwal⸗ 
Das erkannte ſchon damals der Oberpräfident von] liegt, wollen wir dieſen Weg nicht beſchreiten. RE tungsleben ein, daß eine Abänderung derſelben nur das Reſultat langer und 
unte m er die Oberpräſidenten als entbehrlich bezeichnete. In Folge] Wir erwarten eine Beſſerung dieſer Verhältniſſe von einem künftigen Un: geündl cher Erwägungen ſein kann. Vorläufig liegt es uns ob, dem gegen: 
dieſer Veranderung trat allmälig die Perſonalberwaltung, um nicht zu ſagen [terrihtägefeg, nicht von der Vermehrung der bureaakratiſchen Maſchinerie, wärtigen Organismus die Befriedigung jeiner Bedürfniſſe zuzuführen. In 
die Präfectur als Charakter der Regierungen auf. Von 1849 bis 1850 an |fondern von der Abſchaffung der bisherigen Einrichtungen, der Schulregula⸗ der Verwaltang nun, die wir anvertraut iſt, liegen dieſe Bedürfniſſe vor Alen 
an Regierungen noch mehr zu Bareaus der Oberpräſtdenten, darun-] tive u. ſ. w. Was die „wachsenden Nummern“ betrifft, fo. halte ich mich zu Tag.. Blicken Sie auf den Regierungsbezirk Orpeln, mit einer Beböls 
der litt das en e zwiſchen letzteren und den Regierungen auff daran, daß, wie ich von den Rüthen felbit gehört habe, trotz deen wachſenden] kerung von 1,200,000, mit einem jahrlichen Anwachſen bon 3040 000 Seelen, 
das Erbeblichſte. Man ſtelle damit in Vergleich das große Wachsthum, das] Nummern die Herren wenig bedrängt find. Ein Kreisrichter hat mindeſtens] mit dem rapide anwachſenden Schulbedürfniß, dem die Verwaltung nur noth⸗ 
die Geſchäfte dieſer Behörden im Laufe der Zeſt erfuhren. ei ſechs Mal fo viel zu thun als dieſe Räthe. In der Denkſchrift ſcheint nun | dürftig nachkommen kann, und erwägen Sie, daß dieſem Bevüiinis mit den 
In vielen Fällen erscheinen die Regierungen dem Publikum als Richter] der Paſſus ſehr richtig und acceptabel zu ſein, der davon bar delt, daß die] beftedenden Einrichtungen nicht genügt werden kann. TE 
in eigener Sache, wenn die Sache fo liegt, daß eine Abtheilung über das] Leitung der Geſchäfte einer für dieſe Zwecke gebildeten einheitlichen Kraft an-] Es ſind dort brei Schulräthe in Thätigkeit; es bedarf einer ſehr ausge⸗ 
Uetheil der anderen zu befinden hat. Eine Umgeſtaltung ift unbedingt noth⸗ | vertraut werden müſſe, welche die einzelnen Factoren zu einheitlitem Wirten debnten Sculgerechtigkeit für die Vertheilung der Lasten und Abgaben und 
wendig, zumal mit Rückſicht auf die neuen Landestheile, die zum Theil beſſere] zuſammenfaſſen könne. Wollen wir überhaupt die a e des Schul alle dige Kräfte ſollen bieparat uusefnanpergehen es [oil für ſie kes! gemein⸗ 
Drganifationen haben. Daraus erwächſt ein Gegenſatz, der in keinem Falle] weſens auf diefem Wege pflegen, fo verlangen wir erſt eine Garantie, daß ſamer ung vorhanden fein! Aehnlich ſteht es in Gumbin⸗ 
voribeilbaft it. Was geſchehen ſoll? Nun, das Abgeordnetenhaus ift nicht] die Regierung die Leute dazu findet. Ich hörte auf jener Seite des Hauſes | nen, wo neben ver deutſchen noch die littbauiſche und die maſuriſche Natio⸗ 
1 5 Organiſation da, weder der Armee noch einer Verwaltung (Bravo zur] (rechts) Zeichen der Verwunderung, vielleicht auch der Mibbilligung, als der] nalität zu berückſichtigen iſt. Far eine jene iſt eine beiondere Thätigteit an⸗ 
. echten, ſondern das muß von der Staatsregierung ausgehen. Ein Theil] Adg. Richter vorhin nur andeutete, daß dieſe Herren, welche gegenwärtig in zuwenden. Und nan vergleichen Sie die Gum inner Verhaltniſſe, mit denen 
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er Regiierungsgeſchäfte wird auf die Commune und Kreisderwaltungen über⸗ der Abtheilung für Schulweſen beſchäftigt ſeien, fo ſehr auf das politische Ge⸗] der angrenzenden Bezirke Königsberg und Marienwerder, welche beide mit 
geben können, ſobald für dieſe eine neue Organisation geſchaffen iſt. Als] biet üdertreten; die Herren ſcheinen das durch ibre Mißdilligung wegleugnen eigenen Dirigenten für Schulargelegenbeiten verſeben find, während ve das 
eweis der jetzigen Unzuträglichteiten erinnere ich daran, daß von zwei zu wollen. Ich denke nun gar nicht daran, bier mit Animoſität Perſönlich⸗] Bedurfniß in Gumbinnen nicht im Geringſten Heiner iſt als dort. benfo 
Mannern, dem biefigen Polizeipräſidenten und dem Minifter, allein es abs| leiten vorzuführen, aber ich glaube namentlich den armen geplagten Lehrern | verhält ſich die Sache in Oppeln; ſoll Oppeln allein zurüditehen vor Bres au 
bängt, ob die Stadt Berlin Millionen zur Verbreiterung ihrer Straßen auf: |ibuldig zu fein, einige Illuſtrationen dazu zu geben, die ich durch Thatſachen und Liegnitz? Ich bitte daher auf das Dringendſte, daß das Haus allen 
wenden muß, einen Gerichtshof für öffentliches Recht beſitzen wir nicht. Ich] beweiſen kann. - weiter gehenden Erwägungen feine Aufmerkſamkeit zwar nicht verſchließt, aber 
berfenne nicht, wie enorm die Geſchäfte in Oppeln und Gumbinnen gewachſen Der Abtheilungsdirigent der dritten Abtheilung für Kirchen⸗ und Schul- doch nicht feine Bewilligung davon abhängig macht, welche mothwendig ig, 
find und ſede davon ab, ob bei den in der Deniſchrift angeführten Zahlen] ſachen, der nach den Motiven der Denkſchrift ſich mit ungetheilter Kraft der] um uns in dieſer Beziehung auf der Höhe zu erhalten, die wir durch die 
die ſogenannte Nummermacherei mitgewirkt hat, aber die Ernennung zweier | Förderung des Schuſweſens zu widmen und alle Kräfte einheitlich auf vafjelbe | Arbeit von Generationen erlangt haben, f BA 
neuen Dirigenten hilft dem nicht ab. Ich empfehle die Streichung diefer | Ziel zuſammenzuhalten hat, dieſer Dirigent ift Herr Siehr, deſſen Wirken Abg. Tweſten: Die beiden Stellen ſind mit großer Beharrlichkeit immer 
Anfäpe, wir bereits bei den Wahlprüfungen kennen gelernt haben, der 14 Tage lang] wieder auf den Etat gebracht worden, obgleich das Haus dieſelben wiederholt 
Abg. Polomski weiſt auf den Mangel an Lehrern im Bezirk Oppeln umhergereiſt iſt, um die Lehrer politiſch zu haranguiren, der das Reſcript abgefebt hat. Nicht lediglich Sparſamkeitsrückſichten oder Oppoſilionsmacherei 
din, um daraus die Nothivendigfeit einer beſonderen Regierungsabtheilung! unterzeichnet hat, wodurch ein Lehrer, der mit der Fortſchrittspartei geftimmt | haben uns dazu bewogen. Im Gegentheil, als es ſich darum handelte, eine 
r Kirch⸗ und Schulſachen dort herzuleiten. hat, abgeſetzt wurde. (Hört! Hört!) Von demſelben bin ich im Stande, ein] neue Abtheilung für das Steuerweſen zu begründen, ſind wir dafür geweſen; 
bg. Richter gegen die Bewilligung. Verlangte man von uns die Ver⸗] Reſcript zu verleſen, es iſt auch eine Nummer (Heiterkeit), nach deſſen Anhören] hier aber ſtimmen wir dagegen, weil es ſich darum handelt, den alten Mecha⸗ 
— in Oppeln, jo wäre ich mit dem Vorredner ganz ein⸗ Sie ſich nicht mehr wundern werden, wenn man behauptet, daß dieſe Herren | nismus zu erweitern. Ich wünſche den Anlaß zu einer neuen Umgeſtaltung 
derſtanden, aber dieſe oe ift keine directe Conſequenz der uns worlie | jebr ſtark ſich politisch beſchäftigen. — Einer der tüchtigſten Lehrer, wie ich] dieſer Einrichtungen dadurch zu geben, daß ich Bewilligungen für alle in 
bon dem betreffenden Schulrat ſelbſt weiß, hatte das Unglück, daß ſeine Frau | meinen Augen ſchlechten Organiſationen nicht eintreten laſſe. Ich weiß nicht, 
e Der Notbitand in Kirche und Schule ift ſchreiend und zur Abhilfe ſollen wir erblindete; er hatte 4 Kinder. Sie wiſſen, daß die Arbeitskraft der Frau in [ob das uns ſchon fo lange in Ausſicht geſtellte Unterrichtsgeſetz unter dieſem 
den Leuten einen Ober⸗Regierungs⸗Rath gebe? Haben denn etwa die kirch⸗ ſolchen Verhältniſſen weſentlich nöthig iſt, um für die Erwerbsmittel der Fa- | Miniſterium zu erwarten if (Ruf: Nein!) keineswegs aber dürſen wir durch 
lichen Behörden geſchlafen? Nein, der Guſtav⸗Adolph⸗Verein hat das Seinige | milie zu ſorgen. Die Aerzte erklärten, es wäre moglich, daß die Frau das] neue Bewilligung dieſe Verzögerung begünſtigen. Zwar in Rüdjiht auf das 
Nat und wenn etwas dort mangelt, fo iſt es nicht ein Ober⸗Regierungs⸗ Augenlicht wieder erhielte, wenn ſie in eine größere Klinik gebracht würde.] Anwachſen der Geſchäfte könnte eine Vermehrung der jetzigen Stellen einiger 
9 Dai hut eine Organiſations⸗Reform Noth, fo ſchaffe man] Der Mann hat Alles aufgeboten, um ſich die Mittel dazu zu verihaffen; und maßen gerechtfertigt erſcheinen. Aber die Nummern wachſen immer mehr und 
— Regi mus ab gi en Conſiſtorium und Schul: und Kirhen-Abtheilung | ed ift ihm dies auch, nach dem er auch einige Schulden contrabirt hat, gelungen. | das ohne Nothwendigkeit; es iſt eine allgemeine Klage tüchtiger Gymnaſtal⸗ 
er jeht, ſo iR do ualismu Er hoffte, wenn fein Pfarrer und Schulinſpector fein Unterſtützungsgeſuch ber | Lehrer, daß fie durch das ewige Berichten in ihrer nächſten Aufgabe behindert 
nicht getz, 15 iſt doch 1 1867 es dringend nothwendig, daß die Geſetzgebungf fürworteten, werde er von der Regierung eine Unterſtützung erhalten. Er] werden. Der Herr Cultusminiſter hat geſagt, Mißgriffe kämen überall vor: 
endlich zu Reformen gelange, und deshalb kann ich heute nicht zur Conſer⸗ erhielt die Befürwortung und ſchickte das Geſuch ab. 0 er hat ſich aber nicht bewogen gefühlt, auf die Anführungen des Abgeordne⸗ 
bvairung, ja Beſtärkung des Alten beitragen. Die Zuftände des Schulweſens Die Antwort darauf werde ich Ihnen jetzt vorleſen. (Redner verlieſt das] ten Krieger näher einzugehen. Namentlich in der Provin Preußen werden 
. rundurſache iſt die Armuth und auf! Reſcript, in dem es ungefahr heißt: Auf Ihr Geſuch vom .., habe ich Ihnen] den Lehrern oft Unterſtüzungen und Verbeſſerungen ab eſchlagen, weil ihre 
deren Abhilfe hätte der Herr Finanzmi iter finnen ſollen. Das Unterrichts“ die Eröff ung zu machen, daß Ihnen die Vergünstigung nicht zu Theil werden | politiiben Anſichten der betreffenden Regierung nicht gefallen; der Abgeord⸗ 
e i in weiteren Grenzen zum Ginheits: [fanr, da Sie einmal der ſogenannten Provinzial⸗Lehrer⸗Verſammlung ange: nete für Hagen meinte, wenn beſondere Schulabtheilungen eingerichtet wür⸗ 
Laate geſtalten fol, nicht länger berzichten kann, wird feine Wirkungen auch hören und auch bei der letzten Wahl zum Abgeordnetenhauſe als Urwähler | den, werde dadurch ſowobl die Thätigkeit der Schulbehörden erleichtert, als 
auf dieſes Feld erſtrecken müſſen. Man ſchildert uns die enorme Thätigkeit 115 Stimme nicht entſchieden im Sinne der Regierung abgegeben baben. auch dieſelben der politiſchen Einwirkung entzogen werden. 2 
b önigl. Regierung, Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulſachen, gez. Siehr.) * bemerke darauf, daß der Ober⸗Regierungsrath Siehr gerade Dirigent 
j 4 . cht etwa durch zu große (Hört! hort! Ruf: Pfuil) der Schulabtheilung iſt. Gerade dieſe politiſchen Einwirkungen ſind Uebel⸗ 
poliiiſche Thätigteit bei den Wablen abgehalten find Große Unruhe auf der Abg. v. Vincke (Hagen): Mit der Verordnung von 1817 verhält es fi |ftände, die der Herr Cultusminiſter abſchaffen könnte, ohne gerade die neue 
iſati Plage ift und die Schul ziemlich umgekehrt, jener Beamte beklagte gerade, daß die Stellung des Ober: Organiſation ſchon einzuführen. Der Abg. v. Binde hat mıt großem Recht 
. Bppeln etwas mehr Selbſtſtändigleit erhalten. Eine neue Schulrathsſtelle] Präſidenten fo in der Luft ſchwebte und er hat deshalb ſogar jeine Entlaſſung auf die zu große Centraliſation bier hingewieſen; dies findet meines Crac⸗ 
ie ſtellen. \ genommen. Uebrigens gebe ich zu: es iſt ein unglückſeliger Dualismus, der] tens gerade in den mittleren Inſtanzen beſonders ſtatt. Man ſollte ſich be⸗ 
Abg. Graf Schwerin für die Bewilligung: Die Gegenredner haben zu immer das Wohl der Verwaltung obenan ftellt und zugleich wieder ängſtlich guügen: dafür Sorge zu tragen, daß Schulen in binreichender Anzahl beſte⸗ 
weit ausgeholt, die Adminiſtrativ⸗Frage zur allgemein politiſchen gemacht, die Intereſſen des Fiscus ſchirmen will. Ich gebe zu, daß das Meiſte, was] ben und eingerichtet werden, im Uebrigen aber lediglich die Reſultate des Uns 
ohne daß der Zuſammenzang dieſer Debuctionen mit der vorliegenden Be“ jetzt den zweiten Abiheilungen zugetheilt ift, beſonderen ee überwieſen] terrichts zu inſpiciren, nicht aber ſich in jedes Detail einzulaſſen. Das iſt 
! ie Regierungen zu Oppeln und Gumbinnen follen | werden müßte, wie die directen Steuern an den Provinzialſteuerdirector, die] gerade der Punkt, über den wir die meilten Klagen hören. Wir dürfen, 
jetzt eben nur auf ben Stand der übrigen Regierungen gebracht werden und | Domänenverwaltung an eine befondere Direction. Dagegen kann die Ver⸗ m. H., durch neue Bewilligungen das alte Syſtem keine neue Ausdehnung 
das ift ein entſch wre Fortſchritt. Ueber die einzelnen Gründe dieſer Noth⸗ waltung nicht mit den Gerichten verglichen werden, die an feſte Normen ges gewinnen laſſen; möge die Regierung gh bald zu der neuen Organijation 
wendigkeit 23000 dazu find wir nicht im Stande. Was mit den hier] bunden find, während die Verwaltung ex aequo et bono raſch und energiſch entſchließen; möge fie aber, bis zur Einführung derſelben, dafür Sorge tras 
geforderte bat Nichte für neue Schulen geſchehen ſollte und könnte —ſich entſcheiden muß. Es ift dann beſſer, wenn ein Einzelner ſowohl die Ehre gen, daß die Nummern vermindert werden, dann wird fie auch bei dem alten 
Die der A Berta 7 es verlangt — das ſehe ich nicht ein. Weder als auch die Verantwortung bat, ftatt daß unter der Firma der Regierung Sytem mit den bisherigen Kräften auskommen. Uns darf fie aber eine Ver ⸗ 
Art. 15 3 ehören bier h noch die Organiſationsmängel der Regie: | ji) mögliherweife das allerſchlechteſte Individuum gedeckt ſieht. Mit der] mehrung dieſer nicht zumuthen. 
nungen 5 Ab fur Ma — in voller Anerkennung vielmehr deſſen,] Collegialität in den Collegien hat es auch nicht immer viel auf ſich. So] Der Präſident theilt mit, daß der Schluß der Debatte beantragt, ſowie, 
as 70 t iR n 1 50 und Berlin in dieſer Beziehung Rich-] wunderte ſich z. B. einmal ein Steuer⸗Departements⸗Rath, als er zufällig ſah, daß ein Antrag auf namentliche Abſtimmung eingegangen ſei; letztere habe 
tiges ge a cht bat mit ihrer Ford . — Viele glauben, bar die Staats⸗ N 8 n Ba abhielt; er wußte gar nicht, daß dies | noch nicht die — der Geſchäftsordnung erforderliche Unterftügung von 
5 2 e e bewilligen müſſen. ndra . (Heiterfeit. 50 Stimmen erhalten, 
Finanzminiſter v. d. Heydt: Sie können ſich für lten, daß] Ich glaube, da ie Gemeinde anders organiſirt wäre, als ſie es . : ; 
%%% Beam un TI ae | A a wear Bkerehengn Be 
„ 3 : ö bat und daß fie ſich nur haben könnte: was ihr aber zu belaſſen iſt, muß in einzelnen Händen con beratbung im Ha | bedürfe ein Antrag auf namentliche Abſtim⸗ 
bon der Fürſorge für 55 Bezirke leiten ließ. Wenn davon nun Anlaß ge⸗ centrirt werden; und das nenne ich dann nicht Präfectenwirthſchaft. Ich Vorber u f uſe, bedürfe ein fee. D \ im 
nommen worden iſt, die ganze Verwaltungs⸗Organiſation ing en! glaube auch nicht, daß es in den neuen Landestheilen beſſer fteb, als bei] mung der nterſtützung der Majorität des Hauſes. Der Präſident jest 
e e eee 1 diejen Mängeln farrt| uns RN nid ein befonders een a Een Bene ee 
abzuhelfen; namentli ne v s andestheile erſt am 1. in un i 5 1 . . Wr. 
fila gehen wollen. Mängel werden auch von der e 300 bedauere mit Ionen, daß 88 ht cel e Abg, Graf Bethuſy⸗Huc bemerkt, daß ein derartiger Modus die Zeit 
annt und fie jtrebt nach Kräften, die Collegien immer mehr fo zu gestalten, nommen find, ſo daß jetzt die neuen Landestheile fie ſchon vollendet fänden. der Verberathung unendlich verlängern könne; jede Fraction könne leicht über 
daß fie ihrem Zwecke entſprechen. Das Bild, welches der Heir Adgeordnete In Betreff des angezogenen Art. 15 ver Verfaſſung glaube ich, daß die Re. 50 Stimmen verfügen und fo bei den geringfügigiten Gegenſtanden die na⸗ 
d. Unruh entworfen hat. möchte doch leicht eine zu ſchlimme Auffafjung über gierung nichts Unvernänftigeres thun kennte, als ſich jezt dadurch, daß fie mentliche Abſtimmung herbeiführen. 
die nde in Preußen bekunden. ſich auf den Standpunkt des Oberkirchenrathes Hannover gegenüber ſtellte, Abg. v. Vincke (Hagen): Ich bin der Anſicht des Herrn Präſidenten, die 
7 ch wüßte nicht, in welchem Lande eine geregeltere und beſſere Verwaltung eine kirchliche, alſo ſehr bedenkliche Oppoſition dort zu ſchaffen. Ich denke, namentliche Abſtimmung auf 2 erlangen von 50 Mitgliedern eintreten zu laſ⸗ 
are, als bei uns; unter ihr haben ſich unſere Zuftände immer fortſchreitend wir laſſen dort die Sache, wie fie liegt und amalgamiren jie nicht mit un |fen. Da beide Parteien bier im Haufe in ziemlich gleicher Stärke vertreten 
„ Es bat zwar allerdings die 4 durch einzelne Per⸗ſſeren hieſigen Zuſtänden. Auch ein neues Unterrichtsgeſez können wir nur] ſind, werden wir bei dem daraus ſich ergebenden zweifelhaften Reſulent der 
lonlichkeiten manche und vielleicht bisweilen große Portheile; indeß gewährt mit den Vertretern der neuen Landestheile beralhen. Darin beſteht zwiſchen] Zählung oft zur n 7 muſſen, zumal die Schrift⸗ 
doch die jetzige Organisation mehr Gewähr gegen Willkür und ich würde die uns und jenen keine princſpielle Verſchiedenheit, nur daß die preußiſchen Ju- führer je nach ihrer pol tiſchen Farbung die Majorität für zweifelhaft erklaren. 
Einſezung jo räfecten nicht für einen großen Gewinn halten. Es ift! ſtande immer noch die beſſeren find, In Weſtſalen wenigstens, wo ich fruher! (Große Unruhe auf allen Seiten des Hauſes.) 
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Präſident v. Forckenbeck: 36 muß dem Herrn Abgeordneten bemerken, 

daß ag letzte Aeußerung nicht in der Ordnung ilt. 

bg. v. Vincke (Hagen): Ich bitte ſehr um Entſchuldigung, ich habe 
Niemandem 11 nahe treten wollen, aber das wird mir doch Niemand beſtreiten, 
daß die poli ie Stellung darauf von Einfluß iſt. (Erneute große Unruhe 
im Haufe.) Aber, meine Herren, laſſen Sie mich doch aussprechen, wir haben 
doch beiſpielsweiſe erlebt, daß die Secretäre zweifelhaft waren bei einer Ma⸗ 
jorität von 50 Stimmen. 

Abg. Graf Eulenburg erklärt ſich für den Vorſchlag des Präſidenten. 

a Kantak: 185 ergreife das Wort nur als Schriftführer, um dem 
Herrn Abgeordneten für Hagen zu erwidern, daß mir ſeine Anſicht ſehr ſon⸗ 
derbar erſcheint. (Unruhe.) Es iſt ein gelinder Ausdruck, wenn ich ſage, daß 
mir ſeine Anſicht ſehr ſonderbar erſcheint. (Große Unruhe.) Seine Anſicht 
erſcheint mir ſehr ſonderbar. (Wachſende Unruhe.) Seine Anſicht er⸗ 
ſcheint mir ſehr ſonderbar, daß die politiſche Siebung auf die Anfichten der 
Schriftführer betreffs der Majorität Einfluß üben kann. Ich werde bei der 
nächſten Wahl dem Herrn Abgeordneten für Hagen meine Stimme als Schrift⸗ 
8 geben, damit er ſieht, daß das Amt eines Schriftführers nicht ſo leicht 
ſt. Auf einen ſolchen Angriff der Schrififührer, alſo des Bureau's, hätte 
ein Ordnungsruf ſtattfinden können, Ich beſcheide mich indeß und will es 
bei der Bemerkung des Herrn Präsidenten belaſſen. 

Abg. v. Vincke (Hagen): Ich ſpreche mein inniges und lebhaftes Bes 
dauern aus, daß die Herren Schriftführer ſich durch meine Aeußerungen ver⸗ 
letzt gefühlt haben. Sollte indeſſen wirklich etwas Verletzendes darin gewe⸗ 
ſen ſein, ſo hat jedenfalls der Hr. Präſident mich ſchon deswegen zur Ord⸗ 
nung gerufen; den von dem Hrn. Abg. Kantak gebrauchten Ausdruck entſchul⸗ 
dige ich mit feiner Unkenntniß der deutſchen Sprache und für das Vertrauen, 
mit dem er mich beehren will, ſpreche ich ihm meinen Dank aus. 

Präſ. v. Forckenbeck erklärt, die Frage der a ar ana! 
fion Überweiſen zu wollen; vorläufig werde er die Unter 1 von 50 Mit⸗ 
Alan zur Herbeiführung der namentlichen Abſtimmung als ausreichend 

ulaſſen. 

r Der Antrag auf namentliche Abſtimmung findet darauf die nöthige 
Unterſtützung. Ebenſo wird der Antrag auf Schluß der Debatte ange⸗ 
nommen. 

Es wird nunmehr zur namentlichen Abſtimmung geſchritten. Der 
Präſident legt die Frage vor: ſollen die unter Tit. 3 (Beſoidun en) geforder⸗ 
ten 1,205,320 Thlr. (alſo mit Einſchluß der 3600 Thlr., deren Abſetzung Abg. 
v. Unruh beantragt hat) bewilligt werden? Mit Ja, alſo für Bewilligung 
der ganzen Summe ſtimmen 146, mit Nein 136; mit ja ſtimmten die bei⸗ 
den conſervativen Fractionen, die Altliberalen und einzelne Mitglie⸗ 
der des linken Centrums, u. A. die Abgeordneten Stavenhagen, Gneiſt, 
Bering, Borſche, Overweg; mit nein die übrigen Mitglieder des lin⸗ 
ken Centrums, die nationale Fraction, die Fortſchrittspartei, die Pos 
len, Clericalen und Präſident v. Forckenbeck. Der Antrag des Abg. 
v. Unruh iſt ſomit abgelehnt. x 

Es wird in der Berathung fortgefahren und die Artikel 4, 5 und 6 
(perfönliche, ſächliche und ſonſtige Ausgaben) werden ohne Debatte bewilligt. 

Zu . VI. (Rentenbanken) und Cap. VII. (Depoſitenkaſſe des 
Appellations⸗Gerichts Köln) giebt der Regierungs⸗Commiſſar einige Erläu⸗ 
terungen; die Poſitionen werden ſodann ohne Debatte angenommen. 

Bei Cap. VIII. (Allgemeine Fonds) werden die Titel 1 und 2 (Ablöfung 
— 3 und Dispoſitionsfond zu Gnadenbewilligungen) ohne Debatte 

ewilligt. 

Zu Tit. 3, in welchem 300,000 Thlr. zu unvorhergeſehenen Ausgaben 
als Haupt⸗Extra⸗Ordinarium verlangt werden, hat Abg. v. Bonin den An⸗ 
trag geſtellt, „die Berathung und Beſchlußfaſſung hierüber auszuſetzen bis 
nach erfolgter Berathung und Beſchlußfaſſung über ſämmtliche übrige Poſi⸗ 
tionen der Ausgabe für alle Verwaltungen“. 

Abg. v. Bonin motibirt dieſen Antrag mit einigen Worten, indem er 
ausführt, daß erſt nach „ der Etatsberathung zu überſehen iſt, ob 
noch das Extraordinarium nöthig iſt, zumal in dieſem Jahre alle Poſitionen 
ausreichender dotirt ſind als in früheren. 
Reg.⸗Commiſſar Mölle bittet, den Antrag abzulehnen, da nach den bis⸗ 
herigen Erfahrungen ein ſolcher Fond durchaus nöthig ſei. Der Fond würde 
u Ausgaben verwandt, die nicht vorherzuſehen ſeien und die auf einen be 
re Titel einer Specialverwaltung nicht geſetzt werden könnten. 

Abg. Duncker beantragt, den Fond nicht zu bewilligen, event. aber 
23,000 Thlr. daran abzuſetzen, da dieſe in dem vorliegenden Etat auf einen 
Specialfond übernommen worden find, a . 

Abg. Stavenhagen richtet an die Staatsregierung die Anfrage, womit 
die e wi. Ausgabe von 12,000 Thlr. für die Bundesfeſtung Mainz 
gerechtfertigt würde. . 

Regierungs⸗Commiſſar Mölle erklärt, daß dies daher komme, daß das 
Gouvernement der Bundesfeſtung zwiſchen Preußen und Oeſterreich gewechſelt 


e. 
Abg. Dr. Eberty: Ich trage darauf an, dieſe Poſition zu ſtreichen. 
Ueber die Natur derſelben gab die Regierung 1865 dahin Auskunft: „Das 
aupt⸗Extraordinarium nimmt in Bezug auf die allgemeine, d. h. die ge⸗ 
ammte Staatsverwaltung dieſelbe Stelle ein, welche die Dispoſitions⸗Fonds 
der einzelnen Verwaltungen hinſichtlich der letzteren einnehmen.“ Das Ver⸗ 
ſchiedenartigſte wird darin zuſammengeſtellt: Beſoldung und Remunerationen 
für Beamte, für welche die Verwaltungsetats keine Mittel darbieten für 1863 
mit , für 1864 mit 3000, für 1865 mit 5000 Thaler. Repräſentations⸗ 
koſten für die Commiſſarien zu den Provinzial⸗Landtagen figuriren 1863 mit 
000, 1864 mit 4800, 1865 mit 6400 Thaler. Sie jchen, dieſes find nicht 
unvorhergeſehene Poſten. Eine ſolche wiederkehrende Poſition iſt die der Ent⸗ 
ſchädigungen und Abfindungen, für die ehemals Reichsunmittelbaren. Der 
Abg. Tweſten bemerkte bei der Discuſſion dieſer Angelegenheit am 9. Mai 
1865: „Wie kann die königliche Staatsregierung à Conto dieſes Titels 
r Ausgaben) eine ſolche Zahlung leiſten, wie ſie hier 
vorliegt. x 
Durch jahrelange Verhandlungen ſetzt fie ſich ſelbſt in die Lage, Zahlun⸗ 
gen leiſten zu müſſen: fie ſetzt ſelbſt feſt, iſt der Vertrag beſtätigt, ſo joll auch 
die Zahlung erfolgen, und nachdem ſie nun den Vertrag beſtätigt hat, ſagt 
ſie: Jetzt muß augenblicklich gezahlt werden. Da kann nicht von einer un⸗ 
vorbergeſehenen Ausgabe die Rede ſein. 8 bat das Hans am 9. Mai 
1865 beſchloſſen: Die koͤnigl. Staatsregierung aufzufordern, ohne vorgängige 
Genehmigung der Landesvertretung keine Entſchädigung für die 8 
Standesherren feſtzuſtellen oder an dieſelben zahlen zu laſſen. Sind nach 
dieſem Monitum ſolche Zahlungen dennoch erfolgt, fo entbehren fie der Zur 
ſtimmung der Landesvertretung und ſind verfaſſungswidrig. Es können der⸗ 
leichen Zahlungen in keinem Falle für 1867 bewilligt werden. Nach allen 
Fintecepentien iſt das Haupt-Ertraprdinarium dazu beſtimmt, was ſich ſonſt 
verfaſſungsmäßig nicht ſogleich rechtfertigen läßt, zu gewähren, überhaupt aber 
iſt es der Einwirkung der Landesvertretung entzogen; es paßt für den abſo⸗ 
luten Staat, in eine budgetmäßige Verwaltung gehört es nicht. Ich trage 
deswegen auf We ien dieſes Poſtens als eines verfaſſungswidrigen an. 
Gewähren Sie der Regierung Spielraum, die Rechte der Mediatiſirten anzu⸗ 
erkennen, fo werden dergleichen Anſpruche in Heſſen, Naſſau, Hannover fo 
ahlreich emporſprießen, daß die Regierung ſelbſt davor erſchrecken wird. 
Dam bitte ich Sie, treten Sie meinem Antrage bei. 
Abg. Graf Schwerin 1 gegen den Antrag Duncker, aber für den 
v. Bonin, da ein Fond für unvorhergeſehene Ausgaben durchaus nds 


ig ſei. . 
2 f den Antrag des act Reichenheim wird die Debatte über beide 
Anträge getrennt, und zunächſt nur über den d. Bonin weiter debattirt. 

Nachdem noch die Abgg. Reichenheim gegen, Abg. v. Vin cke (Hagen) 
für den Antrag Bonin genden wird derſelbe mit großer Majorität abs 

elehnt; dafür nur die Altliberalen, einzelne Katholiken und einige 
Mi lieder des linken Centrums. 8 

Nunmehr wird die Debatte über den Duncker ſchen Antrag auf Streichung 
des Haupt⸗Extraordinariums wieder eröffnet. a 

Abg. Duncker: Die Streichung dieſer Poſition rechtfertigt ſich durch die 
Art der Ausgaben, die aus demſelben beſtritten werden. Nach den Nach⸗ 
weiſungen, die uns darüber zugegangen find, find es theils Etats⸗Ueberſchrei⸗ 
tungen der Special⸗Etats, theils Remunerationen für beſondere Beamte, theils 
Entſchädigungen für die reichsunmittelbaren Herren. Nur ein ſehr geringer 
Bructbeil wird auf wirklich außergewöhnliche Ausgaben, die durch beſondere 
Ereigniſſe, Unglücksfälle ꝛc. hervorgerufen werden, verwandt. Sind ſolche 
Ausgaben erforderlich, ſo kann man entweder den Landtag berufen oder nach⸗ 
näglich ndemnität nachſuchen. In einem ſolchen dringlichen Falle würden 
wir dieſelbe ſicher lieber bewilligen, als wir es kürzlich gethan. Ein ſolches 
Pauſchquantum, in dem alle möglichen gerechtfertigten und ungerechtfertigten 
Ausgaben enthalten ſind, können wir aber, ohne daß die Ausgaben ſpecificirt 
werden, nicht bewilligen. 

Reg.⸗Commiſſar Mölle: Das Hauptextraordinarium hat ſckon ſehr lange 
beſtanden und iſt immer nothwendig geweſen, da immer Ausgaben vorkom⸗ 
men, die nicht vorherzuſehen ſind. Daß die Regierung bereit iſt, die Ausga⸗ 
ben, welche ſie in der That vorherſehen kann, auf die betr. Special⸗Etats zu 


ſt, zu beſtreiten, und der Graf Schwerin hat dies damals als Miniſter ſe 


Wir müſſen daran feſthalten, daß, wenn die 


3100 
ſchädigungen an die Reichsunmittelbaren müſſen vertragsmäßig gewährt wer⸗ 
den; die Summen laſſen ſich aber vorher nicht veranſchlagen. Auch bei den 
Provinziallandtagen iſt es nicht vorherzuſehen, ob und auf wie lange ihr Zu⸗ 
ſammentritt nöthig iſt. 

Finanzminister v. d. Heydt: Wenn man hier kein Extraordinarium be⸗ 
willigen will, dürfte man es conſequenter Weiſe dei ben Specialetats auch 
nicht thun. — Der Weg der Indemnität, der uns für die Leiſtung ſolcher 
8 Ausgaben vorgeſchlagen iſt, dürfte nicht praktiſch ſein bei 
einer ſo großen Summe, da ja das Haus dann auch das Recht hätte, die 
Genehmigun 1 verſagen; dem kann ſich aber die Regierung nicht ausſetzen; 
ſie kann desha b in eine Streichung des Fonds nicht willigen. 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Auch ich muß bitten, die 300,000 Thlr. 
zu bewilligen, da fie wirklich dringend nöthig find. Alles, was z. B. das 
De für den Etat meines Miniſterlums bewilligen wird, iſt ſchon vorher ver» 
agt, und wenn ſich dann wieder einmal ſolche Unglücksfälle, wie in der Nacht 
vom 16. zum 17. d. M. ereignen ſollten, wo die Telegraphenſtangen vom 
Sturme umgeriſſen worden ꝛc., dann ift kein Geld vorhanden, um den Scha⸗ 
den augenblicklich zu repariren, was doch nöthig iſt. Dazu kommt, daß vor⸗ 
ausſichtlich in nächſter Zeit für die neuerworbenen Länder einige Gelder ver⸗ 
wandt werden müſſen, um Beamte von dort hierher zu ziehen, damit dieſe in 
unſeren Geſchäftsgang eingeweiht werden und andererſeits auch über die dor⸗ 
tigen Verhältniſſe Auskunft geben. Dieſe müſſen aber außer ihrem Gehalte 
17 1 beziehen. Der Fond iſt alſo gerade für das Jahr 1867 durch⸗ 
aus nöthig. 

Abg. Stavenhagen: Die Erklärung des Regierungs⸗Commiſſars hin⸗ 
ſichtlich der für die Bundesfeſtung Mainz verwendeten Summe genügt mir 
nicht, und ich möchte wohl wiſſen, welchem Militärbeamten in einem Jahre 
eine Gehaltszulage von 12,000 Thlr. gewährt worden iſt. 

Regierungscommiſſar Mölle: Ueber den letzten Punkt werden wir wohl 
ſehr leicht hinwegkommen, weil derſelbe in Zukunft nicht mehr wiederkehren 
wird. (Heiterkeit.) Deshalb will ich auch nicht näher darauf eingehen. (Hei⸗ 
terkeit.) In dieſem Jahre iſt ja der Anfang damit gemacht worden, ſolche 
Poſten auf die einzelnen Etats zu ſetzen. 7 

„Abg. Tweſten: Die Sache liegt doch etwas anders, als fie die Herren 
Miniſter darzustellen ſich bemüht haben. In früheren Jahren hat man aller: 
dings nie ernſtlich etwas an den Ausgabe⸗Poſten monirt. Im Jahre 1862 
aber fand ſich, daß die Regierung aus dieſem Fond 100,000 Thlr. als 
Dannale den man an die Fürſten don Wied und Solms gezahlt hatte. 

amals trat man zuerſt dagegen auf, nicht der Ziffer, ſondern des Princips 
2 8 damals ſchon ſprach ſich das Haus dahin aus, daß die Regierung ge⸗ 
ſetzlich nicht berechtigt ſei, ſolcßhe Ausgaben ohne Genehmigung des 15 08 
t 
ugeftanden. Heute nun wird vom Miniftertiihe aus gar behauptet, daß 
ſolche Ausgaben nicht einmal der nachträglichen Genehmigung bedürften. 

„Die Budtzet⸗Commiſſion des Jahres 1863 nun ſtellte den Antrag, die Po⸗ 
ſition anders zu bezeichnen, und zwar als „Extraordinarium für unvorherge⸗ 
ſehene Ausgaben, über das der Miniſter verfügen dürfe vorbehaltlich der 
nachträglichen Genehmigung der Volksvertretung“. Da die Regierung 
nicht darauf eingehen wollte, wurde die ganze Poſition geſtrichen. Heute nun 
liegt die Sache ganz ebenſo. Es ſcheint fat, daß die Regierung die außer 
etatsmäßigen Ausgaben auf die Specialetats nicht ſetzen will, da ſie dann 
in den allgemeinen Rechnungen Rechenſchaft darüber ablegen muß. Solche 
Ausgaben, deren Nichtbewilligung ſie fürchtet, ſetzt ſie deshalb auf dieſen Etat. 
(Hört! hört!) Das iſt aber ein Verfahren, das wir nicht ſanctioniren dürfen, 
ſondern nach dem richtigen Grundſatze, den auch die Budget⸗Commiſſion von 
1865 in ihrem Vorberichte aufgeſtellt hat, müſſen wir dieſe Summen ſtreichen, 
damit wir eine geſetzmäßige budgetloſe Regierung in keinen Sachen unmöglich 
machen. (Beifall.) x 

Abg. Dr. Achenbach (für): Der frühere Abg. Freſe konnte in früherer 
Seſſion dies Geld unter vollem Beifall des Hauſes als ein Sündengeld bes 
[en Jetzt erklärt der Abg. Lasker, daß er bereit ſei, Mittel, die für die 


gen. Das kennzeichnet am beſten die Kluft zwiſchen damals und jetzt. Ich 
nehme Hrn. Lasker und ſeine Freunde beim Wort, denn die hier geforderten Mit 
tel dienen der auswärtigen Politik auch in den annectirten Ländern, ihre Ver⸗ 
weigerung entzieht dem norddeutſchen Parlamente allen Boden, denn es iſt 
ſonſt nirgends für daſſelbe ein Fond ausgeſetzt. 

Ein neuer Antrag iſt vom 
cher die Bewilligung unter der Bedingung ausſpricht, daß die nachträgliche 
Genehmigung des Hauſes vorbehalten bleibe. : 

Abg. Reichenheim (gegen): Der eben gehörte Antrag unterſcheidet ſich 


von dem Duncker'ſchen nicht, denn die nachträgliche Genehmigung iſt in beiden 


die Hauptſache, wird ſie eingeholt, ſo ſteht es der Regierung frei, unvorher⸗ 
geſehene, aber nothwendige Ausgaben zu machen. Das gilt auch für den 
Vorredner und ſeinen Hinweis a das norddeutſche Parlament. Niemand 
wird ſpäter Ausgaben die Genehmigung verweigern, welche daſſelbe erforderte. 
ajırität dieſes Hauſes etwas 
beſchließt, die Regierung ſich dem Beſchluſſe fügen muß. (Unruhe zur Rechten.) 
Leben wir erſt in einem wahrhaft conſtitutionellen Staate, ſo werde ich ſehr 
gern dieſen Fond bewilligen; jetzt nicht. 

Abg. v. Flottwell (für): Ich theile die Anſicht des Vorredners nicht, 
der die Bewilligung von dem guten Betragen der Regierung abhängig macht 
Wie in jedem Privathaushalt, jo muß auch dem Finanzminiſter ein Fonds 
für unvorhergeſehene Ausgaben disponibel bleiben. Es ſteht nirgends in der 
Verfaſſung geſchrieben, daß alle Ausgaben in beſondere Titel ſpecificirt ſein 
müſſen, das iſt eine Etats⸗Titelſucht, welcher der Abg. Duncker fröhnt. Ich 
bitte Sie, die Ausgabe zu bewilligen. 


Abg. v. Carlowitz ſpricht gegen die Bewilligung, indem er den Argu⸗“ 


menten des Abg. Tweſten beipflichtet. 

Abg. Lasker verwahrt ſich gegen die zu weite Deutung, welche der Abg. 
Achenbach ſeinen Worten gegeben, auch bezweifelt er, daß dieſer Vorredner 
autoriſirt geweſen ſei zu ſeinen Erklärungen über die Zwecke, zu welchen dieſe 
Gelder verwendet werden ſollten. Ich bedauere führt er fort, daß für das 
norddeutſche Parlament nicht ein ſehr beträchtlicher Fond in Anſatz gebracht 
iſt, aber ich zweifle, daß es ſich hierbei um eine unvorgeſehene Ausgabe han⸗ 
delt. Ich werde — für den Antrag Bockum⸗Dolffs ſtimmen. 

Ein Schluß⸗ Antrag iſt eingegangen und wird angenommen. 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs wünſcht das Wort als Antragſteller, der Prä⸗ 
1% ent (v. Bonin) glaubt ihm das verweigern zu ſollen und der Abg. von 
t 1 ſtimmt ihm bei, da es ſich hier nur um ein Amendement 

andle. 

Ein Austauſch perſönlicher Bemerkungen zwiſchen den Abgg. Virchow 
und Achenbach folgt. Der Letztere hatte in ſeiner Rede, als er vom nord⸗ 
deutſchen Parlamente ſprach, bemerkt, die Mitglieder der Fortſchrittspartei 
intereſſirten ſich ja fo lebhaft für daſſelbe, in den Zeitungen figurire ein W 
Manifeſt derſelben — auch der Abgeordnete Virchow habe es unterſchrieben — 
in welchem geſagt ſei, daß man verſtehe, ſich auf den Boden der einmal ge⸗ 
8 Thatſachen zu ſetzen. Darauf erwiderte jetzt der Abg. Virchow, er 

edauere, daß der Herr Abgeordnete feinen (Virchow's) Namen unmofibirt 
in die Debatte gezogen habe. Er gehöre nicht zu denen, die ſich auf den Bo⸗ 
den der Thatſachen jegen (Gelächter), er ſtelle ſich auf denſelben, um von 
dieſem aus zu wirken und der Herr Abgeordnete werde ihn ſtets an ſeinem 
Platze finden. Der Abgeordnete Achenbach entgegnete hierauf mit einem 
kurzen Hinweis auf die früheren Vota des Vorredners, in denen er Alles ge⸗ 
than, um das Zuſtandekommen eben jener Thatſachen zu hemmen. Der Zwi⸗ 
ſchenfall iſt damit abgethan. N 

Es iſt wiederum auf namentliche Abſtimmung angetragen, wie der Praͤ⸗ 
ſident interpretirt, in Bezug auf die Bewilligung der Etatspoſition felbit. Zu⸗ 
nächſt erfolgt die Abſtimmung über den Antrag v. Bockum⸗Dolffs. Für den: 
ſelben ſtimmt die Nee riet das linke Centrum, die nationale Frac⸗ 
tion — mit Ausnahme des Abg. Michaelis —, die Polen, das Centrum: 
dagegen die Rechte und die Altliberalen, er iſt bei Zählung mit 143 gegen 


139 Stimmen angenommen. 4 

Abg. Prinz Hohenlohe trägt ſofort auf namentliche Abſtimmun 
auch über dies Amendement an, ſie erfolgt. Das Parteiverhältniß iſt daſſelbe 
wie bei der Zählung, das Refultat iſt Annahme des Amendements Bockum⸗ 
Dolffs mit 142 gegen 141 Stimmen. j 

(Es ift unterdeſſen im Haufe tiefe Dämmerun 8 (4 Ubr), der 
Stenographentiſch wird mit Lampen, die Journaliſtenloge mit Lichtern ver⸗ 
ſehen. zus der Nude r zwei Eee m eg A 

n Folge der Abſtimmung zieht der — DI nen Antra ück, 

eben 5 a Ama über die Etatspoſitionen ſelb jetzt 


er Io wird die namentliche Ab 

urückgezogen. 

zur deren ob nicht Aber die Ctatspoſitionen ſelbſt ab» 
iſchen wieder 


Der Finanzminiſter fragt, 
geftimmt werden folle; der Präfivent (o. Forckenbeck, der inzw e 
eingetreten) erwidert, daß — des Duncker ſchen Antrages die 
Etatspoſition als bewilligt erſcheine. Die Sache iſt damit erledigt und der 
Präfident giebt dem allgemeinen Rufe nach Vertagung ſtatt, indem er die 
nächſte Sitzung (Fortſetzung der heutigen Tagesordnung) auf morgen, Mitt⸗ 
woch, 10 Uhr Früh anſetzt. Schluß 4% Uhr. 


ntereſſen der auswärtinen Politik beſtimmt ſeien, ohne Weiteres zu bewilli⸗] an 


bg. v. Bockum⸗Dolffs eingegangen, wel⸗ Fare 


Berliner Börse vom 27. November 1866. 


Tends- und Geld-Oourse. Eisoabahn-Stamm-Aotion. 


Freiw. — 
Staats-Anl, von 18585. 10% bz. 
— ss 42 Dividende pro 1866 188 Zi 
dito 1883 4 59 br. —— 
dito 1884 4½ 68%, ba, — 
dito 1888 4½ 282% ba. 8 
dito 1856/41], 18 . 
Alto 1887 4½ 58%, bz = i 
dito 41,98%, dz. — j 
dito 41, 88%, da. Yı | 
Staats-Schuldscheine] 1% 85 ½ G. 1 j 
Präm.-Anl. von 1888/33 1244, ba. 8 
Berliner Stadt-Oblig. 4 ½ 103%, bz. us 
/ ur- u. N. 1 794, B 2 
(Pommersche. % 79% B — 
Y Posensche . . . . 4 Im im 21, 
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4 dito none. 4 08 B. — 
Schlesische. . 4 186% G. — 
/ Kur- u. Neumärk. 4 90% B. 10 
(Pommersche. 4 bo, G. 16 
2 Posensche 4 69 br. — 
2 Preussische. 4 0 ½% ba 4 2 
2) Westph. u. Rein. 4 95 B. Ei f 
Fi „ 4 91 b 4 
A Schlesische. 4 91 be 2 
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Loulad'or 111 64 Kar 79% 
Poin.Bkn. — 


ba. |\, 
Goldkr. d. 8 G. 2 


Ausländische ends. 
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Oesterr. Motalliques)5 46 B. 
dito Nat.-Anl. 5 524, ba. 
dito Lot.-A. v. 505 64 ba. u G. 3 
dito dito 64/— 4“ B. — 
dito Sa er Pr.-A. 4 58 ½ bs. 7 4 
dito Eisenb.-L Dr u — 
Ital. nano Sproc. Anl. ,t sabe — 0 
Russ. Anl. 18826 |86 b. 8 
dite Holk Anl. 1884/5 88 8. zun — 
dito Poln. Sch.-Obl. 4 |65 bz. 
Poln.Pfandbr. III. Em. 0 60 ba 
Daze aaa 5% 8 5. Bank- und Industrie-P 
6 ba. ank- un aple 
Kurhess, 40 Thlr. Obi. — [54% B. > 0 
Baden. 35 Fl. Loose— 290% B Berl. Kassen-V..| ½0 | 8% 4 1189 ba. 
Amorikan. St.-Anl. . 6 175% b. a — eh 7 140 
— — —— roemer io > 
Eisenbahn-Prioritäts-Aoties. |DAnziger Bank..| e ; fla 8. | 
Berg.-Märkische . . 4% 96 C. — Be 71 Tee RE: 
dito II. 4½ 95 8. 21 257 7 - 4 ar ba. 
a 4 95%, bz. Hannoversche B. f 41 (64 ung 
dito II. v. 8. S g. 41% 0% B. Hamb.Nordd. B| s f |mpe 
Oöln-Minden ..... u Vereint. B 22% 81914314 108% 0 
> 215 br. |xöniesberger B.| 68% Ins 
dito ma % B —— — 4 b 4 G. 
dito 1 8 — 1 1 575 
dito wi % B Sal e 10 % 
Eee! 1 35 818.0 Thüringer Bank 4 4 0 40 
5 a eimar wer 6 4 
. L . EN? 
ae [76 b. a 6e l. Hand- des Is le 
dite con N Coburg Credb. A 8 B. 
dito III 4 488 d. — »16 ei 
Alto TV. 4½ 907 ba. usa 201 . 
Näschl. Zwaigb, L. Oe Be. ee 6% — 4 . 
Oberachlas, A. . . | — — r I | 
dt B.. 1 79 B. rar „ 70 — . E . 
— —— MoldauerLäa-B.| _* | _ | 
as . %% 78% . Oesterr.Credb.A.| 5 — 
rt 145 34 B. Schl. Bank- Ver. %, rap 4 
Oest.- Frans. 3 243 b. u. B SE ! 
— südl, St.-B, A — dr. A 1 2 
hein v. St. gar.... 8. r. v. Kisenbdf. 
ein-Kahe-B, gar. 1 94 bs. Eh 5 ) } 
Wechsel-Course, 
Amsterdam 250 Fl. . 10 T. 143 1 bz. Auęgs NA. da. 
dito dito 2 M. 14% bs. Leipsig 100 Thlr. 4 T. 6. 
Hamburg 300 Mk. . 8 T. 181% bz. to dito I. 8. 
to 2 M. 180% ba. Frankfurt a, M. 100 Fl. M. 86.4 ba. 
London 1 Lat... 3 M. 6. 21 % bs. Petersburg 100 8.-R. 3 W. S8 bz. 
300 Fres . 2 M. 0 ½ 6, dito dito 3 M. s: bs. 
Wien 180 FTI. 8 T. 79 ½ ba. Warschau % 8.-R. . . 8 T. D. 
ite 2 M. 18% ba. Bremen 100 Thlr, 8 T. It ich, be. 


Breslauer MWörfe vom 28. November. UScbluß⸗Courſe. 1 br: 
Nachmittags. Ruſſiſch Papiergeld 80% — bez. Oeſterr. Banknoten 79% — 
— J bez. u. Gld. Schleſ. Rentendrieſe 91 J Gld. Schief. Pfandbriefe 
86% bez. Oeſterr. National⸗Anleihe 52% Br. Freiburger 142 Br. Neiſſe⸗ 
Brieger 101 Br. Sberſchlel. Litt. A. und C. 1% Gd. Wilbelmedahn 
52 bez. u Gld. Oppeln⸗Tarnowitzer 76% Br. Oeſterr. Creditb.⸗Actien 9. — 
% bez. Schleſ. Bank⸗Verein 114 Br. 1860er Looſe 63% bez, 

75 bez. u. Br. Warſchau⸗Wiener 61% bez. Minerva 30% Br. 
Breslau, 28. November. Preiſe der Cerealien. 
cheffel in Silder 


eſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. rgroſchen. 
* feln mittel ordin. fein mittel ordin. 
Weizen, weißer. 93—99 87 83—84 Gerſte 58—60 55 50—53 
on. Helfer 425 . 89-93 86 82—84 Hafer 33 32 30—31 
Roggen 69-70 67 Erbſen 68—72 64 55- 


irun der von der 7 
= Ver Warttweife bon Raps und Rübjen, 


210 
192 182 170 
Spiritus pr. 100 Ort, bei 80% Tralles 


172 
9627 170 169 1 

16% Br., % Gd. 
Officiell gekündigt: — Gi. “eigen, 1000 a Aen. — 


interrübſen. 
Sommerrübſen 
Dotter 


Loco⸗ (Kartoffel) 


Dar) mi. 
67 8 en ti 
— b., 
Pfd. weiß: 58--60 Gar, elbe 50—55 
bezahlt. — Hafer matter, pe. 50 Pfd. 31— 
über Notiz bezahlt. — Erbſen gut beachtet. — 


ruhiger, pr. 84 . 
erſte dehnte, 


ick t. — Oelſaaten ohne Aenderung. — Lupinen 
Fra b. Bae Bohnen gefragter. — Schlaglein ſchwach * 2 | 
— Rapskuchen begehrt, 51—53 pr. Ctr. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Bukareſt, 27. Novbr. Die Kammer wurde durch den Fürſten 
eröffnet. Die Thronrede ſagt: Die Suzeränetät der Pforte wird in 
den Grenzen des Pariſer Tractats reſpeetirt. Das Verhältniß zu 
den Nachbarn iſt friedlich, die politiſchen Verhältniſſe find ſehr gün⸗ 
ſtig, was bewieſen wird durch die Anerkennung der Dynaſtie ſeitens 
der Pforte und der Garantiemächte. Sämmtliche Contraete der frü⸗ 
heren Regierung werden, wenn auch mit Opfern, aufrecht erhalten, 
um dem Landeseredit nicht zu ſchaden. (Wolff's T. B.) 

London, 27. Nov. Aus Newyork vom 26. d. Abends wird a 


90 träglich gemeldet: Das Oberhaupt der Fenier, James Stephens, fol 


die Vereinigten Staaten verlaſſen haben. 

Liſſabon, 27. Nov. Die Paraguiten bombardirten am 18. Oct. 
das verſchanzte Lager der Braſilianer unter Porto Alegre. Bolivia, 
nachdem es gegen die Tripleallianz, die zum Nachtheile Paraguays ſei, 
proteſtirt, concentrirte feine Armee an der Grenze der argentiniſchen 
Provinz Jujuy mit der Drohung, einzudringen. 


Ed. Bielschowsky jr., 
größtes Reinwand: Magazin, 


Nikolat ; en · Ecke, 144931 
empfiehlt ſich bei Gintäufen a en einer geneigten 


= „hat fie diesmal bereits gezeigt. Dem Finanzminifter, der einen Etat 
. 0 Ban ie 169 Millionen bat, in hab wah u das Vertrauen ſchenken, 
daß er dieſe Summe im Intereſſe des Landes verwenden wird. — Die Ent⸗ 


x u er 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp, (W. Friedrich) in Breslau. 


Breslau, 28. Nov. [Waſſerſtand.] O.. 13 F. 11 3. UP. — F. 78. 
ö Eisſtand. g 


